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l. ,Kleine Steuerreform” — Inhalt und Notwendigkeit

1. Die Natur unserer Wirtschaftsprobleme wird oft ver-
kannt. Mit einem Aufschwung werden unsere Probleme
zwar fir kurze Zeit gemildert, aber nicht gelost. Wenn der
Aufschwung kommt, dann — so muz man befiirchten —
legen die Politiker die Hande in den Schof3. Unsere Sorge gilt
der schwachen Konstitution der Wirtschaft. Die Erfahrung
lehrt: Jede Rezession (und die nachste kommt gewilR!) wird
tiefer, jede Erholung schwéacher. Der Aufschwung bietet
politisch die Chance, die Rahmenbedingungen so zu
verbessern, daf® der negative Trend gebrochen wird.
Diese Situation solite genutzt werden. Von den Rahmenbe-
dingungen, die der Staat setzt, hat die Besteuerung eine be-
sonders groRe Bedeutung. (Das wichtigste Datum bestim-
men allerdings die Tarifpartner mit den Lohnabschlissen.)

2. Der Staat lenkt die Wirtschaftstéatigkeit mit Steuern, ob
er das will oder nicht. Belastet er Wirtschaftsaktivititen
zwar gleichméaRig (,,neutrales Steuersystem’’) — aber zu
hoch, dann drangt er Aktivititen und Ressourcen
dorthin, wo sie der Fiskus nicht erreicht: Do-it-yourself,
Nachbarschaftshilfe, Schwarzarbeit. Dadurch fallen Steuer-
einnahmen aus, und eine wohlstandsférdernde Arbeitstei-
lung wird beeintrachtigt. Belastet der Staat Wirtschafts-
aktivitdten ungleichmaBig (,,nicht-neutrales Steuersy-
stem”’), so treibt er die Aktivitat aus den hoch- in die
niedrigbesteuerten Bereiche. Durch unser Steuersystem
werden Ressourcen und Aktivitdten in kaum abschatzbarer
Hohe fehlgeleitet: von der Kapitalbildung in den Konsum,
von den produktiven in die konsumtiven Investitionen, vom
Eigenkapital ins Fremdkapital, von der Beteiligungsfinanzie-
rung in die Selbstfinanzierung, von der privaten in die staatli-
che Wirtschaftstatigkeit — um nur einige dieser Fehlleitun-
gen zu nennen. UngleichmaRige Besteuerung richtet wirt-
schaftliche Schaden an und mindert die fiskalische Ergiebig-
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keit des Steuersystems. Das verleitet zur Erhéhung der
Steuersatze und verstérkt damit wieder das Vermeiden von
Steuern und das Verdrangen in niedrigbesteuerte Bereiche.
Dieser Teufelskreis mul® durchbrochen werden.

Das ldeal eines neutralen Steuersystems ist unerreichbar.
Es gibt keine praktikable Mdoglichkeit, Steuerneutralitat fir
die Wahl zwischen Arbeit und Freizeit, zwischen Marktlei-
stung “und Eigenleistung, zwischen regularer Arbeit und
Schwarzarbeit herzustellen. Deshalb ist es wichtig, da® die
Steuersatze (besonders die Grenzsteuersitze) maBig blei-
ben. Das ist nur moglich, wenn auch die Staatstatigkeit be-
grenzt wird.

3. Dieser Zusammenhang macht deutlich, welche Strate-
gie fir eine Steuerreform angebracht ist. Notwendig ist
eine groBere GleichmaBigkeit (,,Neutralitat”’) der Be-
steuerung. Dadurch vermindern sich die wirtschaftlichen
Schaden, und es steigen die Steuerertrage bei gegebenen
(Durchschnitts-) Steuersatzen. Beides macht den Weg frei
zur Senkung der Steuersatze.

Eine umfassende Steuerreform ist notwendig. Dabei geht
es besonders um die direkten Steuern unter Einschlul® von
Transferleistungen und anderen Subventionen. Diese Re-
form braucht viel Zeit und sollte deshalb bald in Angriff ge-
nommen werden. Viele der schadlichen Wirkungen kénnen
aber schneller beseitigt werden. Sie sollten in einer ,,Kleinen
Steuerreform” vorweggenommen werden — allerdings so,
dal3 eine groRe Reform dadurch erleichtert wird.



4. Die Schwierigkeiten einer , Kleinen Steuerreform’ lie-
gen darin, daf3 generelle Steuersenkungen aus fiskalischen
Griinden zunéchst noch nicht in Betracht kommen und daf}
generelle Steuererhbhungen aus wirtschaftlichen Griinden
ausgeschlossen sein sollten. Wirtschaftliche und fiskalische
Schéaden gehen vor allem von der Struktur der Besteuerung
aus. Soll eine Reform (iberhaupt wirksam sein, dann bleibt
gar nichts anderes Ubrig, als Verzerrungen dadurch zu
mildern, daB man einige Steuersitze erhoht, andere
dagegen senkt. Eine Waage im Ungleichgewicht kann man
auch dadurch ins Gleichgewicht bringen, daB man die
schwerere Schale entlastet und gleichzeitig die leichtere be-
schwert.

Wenn man davor zuriickscheut, in unterbesteuerten Be-
reichen die Sétze zu erhéhen, dann gewinnt man auch kei-
nen Spielraum, um in (berbesteuerten Bereichen die
Sétze zu senken. Das fiihrt dann zu Vorschlagen wie der
Senkung des Vermdgensteuersatzes fiir juristische Personen
von 0,7 auf 0,6% — ein Vorschlag, der eine Richtung erken-
nen laRt, quantitativ aber unterhalb der Fiihlbarkeits- und
Wirksamkeitsschwelle bleibt.

5. Die Steuerrechtsinderungen, die von der Regierungs-
koalition kurz nach dem Regierungswechsel beschlossen
wurden, fihrten teilweise vom Wege ab:

— Durch die Erweiterung des Schuldzinsenabzugs wird
die Gewerbesteuer faktisch zu einer Zusatz-Gewinn-
steuer. Die Entlastung wurde mit einer Erh6hung der Um-
satzsteuer erkauft. Ob eine Uberwilzung gelingt, ist bei
der Umsatzsteuer ebenso unsicher wie bei der Gewerbe-
steuer. Es ergibt sich also im Saldo nicht nur eine mégli-
cherweise hohere Belastung der Unternehmen, son-
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dern auch noch eine zusatzliche Diskriminierung des
ohnehin diskriminierten Eigenkapitals.

Die Investitionshilfeabgabe bedeutet liberwiegend ei-
ne Umlenkung von Geldern: Sie beschrénkt die private
Investition und Kapitalbildung zugunsten staatlicher. Ent-
gegen allen Beteuerungen wird die ohnehin zu starke
staatliche Investitionslenkung noch weiter ver-
starkt. Wird die ,,Zwangsanleihe” in eine Ergénzungsab-
gabe zur Einkommensteuer umgewandelt, so stellt man
die okonomische Logik auf den Kopf: In Zeiten schwa-
cher Wirtschaftsaktivitdt solite man die Steuern senken
(wie z.B. im Stabilitaitsgesetz vorgesehen), nicht erho-
hen. Eine Ergdnzungsabgabe hatte Sinn, wenn man sie
mit drastischen Verglnstigungen fiir Investitionen ver-
bunden hitte. Man hatte so die Steuerpflichtigen in die
Investitionen getrieben. Dagegen enthélt die ,,Zwangsan-
leihe” fast keinen Investitionsanreiz. Die Unternehmen
vermeiden sie selbst dann, wenn sie weit weniger als nor-
mal investieren. Die anderen ,,Besserverdienenden’’ kon-
nen sie normalerweise nicht vermeiden. Der Anreiz dazu
ist auch zu schwach. Sie werden vermutlich ihre Erspar-
nisse voriibergehend vermindern. Die Rahmenbedin-
gungen, die dringend verbessert werden soliten,
sind insoweit zunachst einmal verschlechtert wor-
den.

6. Dagegen lassen die jlingsten Vorschldge der Regierung
sowohl einen inneren systematischen Zusammenhang er-
kennen als auch eine verniinftige Zielrichtung:

— Zunachst wird der Ausgleich 6ffentlicher Haushalte nicht

in einer Erhéhung der Einnahmen, sondern in einer Sen-
kung der Ausgaben gesucht.



— Weiter wird die Diskriminierung der Eigenkapitalfinanzie-
rung gegentiiber der Kreditfinanzierung und die der Betei-
ligungsfinanzierung gegentiber der Einbehaltung von Ge-
winnen abgebaut (Entlastung bei der Vermbgensteuer,
Abzugsfahigkeit von Emissionskosten).

— Schlielich wird die Diskriminierung gewerblicher Investi-
tionen, verglichen mit dem Wohnungsbau, herabgesetzt
(keine sofortige Abzugsmoglichkeit von Geldbeschaf-
fungskosten im Wohnungsbau).

7. In der Gesamtheit — bereits beschlossene Gesetze und
Gesetzgebungsvorschldage — bleibt allerdings fur die Ver-
besserung der Rahmenbedingungen nicht viel Gibrig:

— Diezusatzlichen Steuerbelastungen durch Mehrwertsteuer
und Investitionshilfeabgabe belasten die Unternehmen
stérker, als die SteuerermaRigungen sie entlasten.

— Die zuséatzliche Diskriminierung der Eigenkapitalfinanzie-
rung durch erweiterten Schuldzinsenabzug bei der Ge-
werbesteuer iberkompensiert den Abbau der Diskrimi-
nierung durch geringere Vermdgensteuer.

— Die Abzugsfahigkeit von Emissionskosten verbilligt die
Beteiligungsfinanzierung, aber die Einfiihrung von Son-
derabschreibungen begiinstigt die Einbehaltung von Ge-
winnen (genauer: sie fiihrt dazu, daRR Gewinne nicht aus-
gewiesen werden).

8. Auch auf kurze Sicht ist mehr und anderes notig.
Die hier vorgeschlagenen MalRnahmen miissen allerdings
im Systemzusammenhang gesehen werden. An dem
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vorgeschlagenen Paket |33t sich gewil3 manches dndern.
Es 18Rt sich aber nicht in seine Einzelteile zerlegen. Es

Paket wird vorgeschlagen:

..Kleine .

Steuerreform” a) Im Bereich der Einkommen-und Korperschaft-
steuer ‘

— wird ein Freibetrag fiir Vermdgenseinkiinfte von
5.000 DM neu eingefiihrt. Gleichzeitig werden steuer-
technische MalRnahmen ergriffen, um Vermdgensein-
kiinfte steuerlich vollstandiger zu erfassen. Dabei kann
es sich um eine Quellensteuer auf Geldvermdégenser-
trdge, aber auch um andere erfassungstechnische
Mal3nahmen handeln;

— wird fiir die Besteuerung des Wohnungsvermdgens
eine Option zwischen einer ,, Investitionsgutiosung”’
und einer ,,Konsumgutlésung’ geschaffen;

— wird die Erméchtigung des Art. 106 Grundgesetz zur
Einfihrung einer Gemeinde-Einkommensteuer wahr-
genommen bei gleichzeitiger Senkung der Satze der
allgemeinen Einkommensteuer;

— sollen im Inland steuerfreie Gewinne von Auslands-
tochtern deutscher Unternehmen auch steuerfrei an
den Aktionar weitergeleitet werden;

— werden Emissionkosten und Aufsichtsratstantiemen
voll abzugsféhig.

b) Es wird eine Kapitalgewinnsteuer von 25% neu einge-
flhrt.

— Sie wird auf drei Jahre befristet erhoben auf reali-
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sierte Gewinne aus der Verduf3erung von Vermégens-
gegenstanden (Beteiligungen, Grundstiickej ‘im Be-
triebsvermdgen einschlieRlich des Vermdgens gemein-
nitziger Wohnungsbaugesellschaften. Fiir diese Zeit
tritt sie an die Stelle der Einkommen- bzw. Korper-
schaftsteuer.

— Sie wird unbefristet erhoben auf realisierte Gewinne
aus Grundvermogen im Privatbesitz, soweit bei dem
Wohnungsvermogen fiir die Investitionsgutlésung op-
tiert worden ist. Sie wird auch erhoben auf realisierte
Gewinne aus Beteiligungen, soweit dadurch keine
Doppelbesteuerung entsteht. Kapitalverluste aus die-
sen Vermdgensgegenstanden konnen entsprechend
mit einem Satz von 256% von der Steuerschuld abge-
setzt werden. Als Realisierung gelten VerduRerung und
Tod.

c) Im Bereich der Vermégensteuer

— wird die Besteuerung von Kapitalgesellschaften abge-
schafft;

— werden die Wertansétze vereinheitlicht: anteiliges Ei-
genkapital bei Beteiligungstiteln, Anschaffungswert
bzw. Anschaffungswertfiktion bei Grundvermégen.

"



d) Die Gewerbesteuer wird abgeschafft. An ihre Stelle tritt
eine Steuer auf die Wertschépfung. Freibetrédge sollten
beibehalten werden.

e) Die Umsatzsteuerpflicht wird auf bisher steuerfreie
wirtschaftliche Tatigkeiten offentlicher Korperschaften
ausgedehnt.

f) Die Grunderwerbsteuer, die Gesellschaftsteuer, die
Borsenumsatzsteuer und der Wechselstempel wer-
den abgeschafft.

g) Das Gesetz liber die Gemeinniitzigkeit im Wohnungs-
bau wird mit einer Ankiindigungsfrist von drei Jahren ab-
geschafft.

h) Die Grundsteuerbefreiung im steuerlich geforderten
Wohnungsbau wird aufgehoben.
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Il. Wirtschaftliche Ziele und steuerpolitische MaBnahmen

9. Im bisherigen Steuersystem wird die Ersparnis (Ver-
mogensbildung) gegeniiber dem Konsum diskrimi-
niert. Eine neutrale Einkommensteuer miiBte das Aus-
tauschverhéltnis von gegenwartigen und zukiinftigen Kon-
summoglichkeiten unveréndert lassen. Wer also 1.000 DM
verdient, kann bei 10% Zins entscheiden, ob er 1.000 DM
heute konsumiert oder ob er den Betrag anlegt und dann
1.100 DM in einem Jahr verbrauchen kann. Das Austausch-
verhaltnis von gegenwaértigem und zukiinftigem Konsum ist
“1:1,1. Eine neutrale Steuer wiirde dieses Austauschverhalt-
~ nis unverédndert lassen. Bei einem Steuersatz von 50% wi-
ren das 500 DM heute gegeniiber 550 DM in einem Jahr.
Unsere Einkommensteuer verdndert aber das Verhéltnis bei
50% Steuersatz schon nach einem Jahr auf 500 DM zu 525
DM, also von 1:1,1 auf 1:1,05. Bei einer Anlage der 500 DM
Giber 20 Jahre bleibt dem Sparer in unserem Steuersystem
ein Betrag von 1.327 DM. Bei neutraler Besteuerung blieben
3.364 DM. Erspartes Einkommen wird also doppelt besteu-
ert. Berticksichtigt man Vermdgensteuer und Gewerbesteuer,
so ergibt sich eine intertemporale Mehrfachbesteuerung
der Ersparnis. Diese Diskriminierung hat sich in den 70er
und 80er Jahren erheblich verscharft, weil wegen héherer
Inflation héhere Scheingewinne besteuert wurden.

Dadurch wird die Vermdgensbildung entmutigt. Die ge-
samtwirtschaftliche Vermégensbildung hat sich gegentiber
den 60er Jahren (relativ zum Bruttosozialprodukt) etwa hal-
biert. Dieser Riickgang beruht teilweise auf einem Riickgang
der Staatsersparnis. Die Sparquote der privaten Haushalte ist
leicht gestiegen. Allerdings haben im letzten Jahrzehnt die
Unternehmer in viel héherem Mal3e Kapital aus den Betrie-
ben herausgezogen und als Geldvermdgen angelegt. Diese
Betrage erscheinen nun statistisch als ,,Ersparnis der priva-
ten Haushalte”. AuRerdem wird bei der Messung der Spar-
quote zwar der inflatorisch aufgebldhte Zinsertrag als Ein-
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kommen und Ersparnis registriert, nicht dagegen die Entwer-
tung des Geldvermogens als Entsparen gegengerechnet.
Korrigiert man die Haushaltsersparnis um diese beiden Fak-
toren, so ergibt sich ein kontinuierlicher Riickgang auch der
Sparquote der privaten Haushalte. Staat, Unternehmen
und private Haushalte haben ihre Vermoégensbildung
relativ vermindert.

Dabei hétte die Vermogensbildung eigentlich zunehmen
missen. Wegen der Bevolkerungsentwicklung ist es nahzu
unmoglich, dal3 die jetzt arbeitende Generation eine ebenso
gute Altersversorgung aus der Rentenversicherung erhalt
wie die derzeitigen Rentner. Ein Volk kann aber nur durch
Kinder oder Vermogensbildung fir die Zukunft vorsorgen.
Wenn es weniger Kinder gibt, solite die Vermdgensbildung
steigen.

10. Dort, wo Investitionen am dringendsten sind — in
der Wirtschaft — ist die Besteuerung am hdochsten.
Vermogensanlagen werden &uBerst ungleichméfig be-
steuert. Sehr glinstig werden Anlagen bei Lebensversiche-
rungen und Bausparkassen behandelt. Sonstiges Geldver-
mégen unterliegt normaler Besteuerung, wird allerdings
llickenhaft erfal3t. Der Wohnungsbau wird in der Regel liber-
haupt nicht besteuert, sondern netto subventioniert.

Das Kapital wird so kiinstlich in den Wohnungsbau ge-
lockt. Dabei ist die Wohnraumversorgung in Deutschland so-
wohl im historischen als auch im internationalen Vergleich
hervorragend. Bedenkt man, daf3 die Wohnung ein langlebi-
ges Gut ist und daR® die Wohnbevdlkerung im Inland ab-
nimmt, so drohen betriachtliche Fehlinvestitionen im
Wohnungsbau. Dieses Kapital fehlt der Wirtschaft. In
der Industrie ist die Maschinenausstattung veraltet. Es droht
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ein technologischer Riickstand. Die Einrichtung eines neuen
industriellen Arbeitsplatzes kostet (iber 200.000 DM. Die
steuerliche Ungleichbehandlung bewirkt, daR® im Wohnungs-
bau durch die Subventionierung eine minimale Rendite vor
Steuern ausreicht, um Kapital anzuziehen. Dagegen erfor-
dern Investitionen in der Wirtschaft wegen der hohen Steu-
ern sehr hohe Renditen, wenn sie nach Steuern noch durch-
fihrenswert sein sollen.

11. Eigenkapital wird hoher besteuert als Fremdkapi-
tal, das Eigenkapital von Aktiengesellschaften héher als das
anderer Gesellschaftsformen. Bei Kapitalgesellschaften un-
terliegt der ausgeschiittete Gewinn dem Steuersatz des An-
teilseigners, der einbehaltene unterliegt der Kérperschaft-
steuer mit 56%. Die Vermdgensteuer wird zweimal — bei
der Gesellschaft und beim Anteilseigner — erhoben. Sie ist
bei der Korperschaftsteuer nicht abzugsfahig, und es gilt
Uberdies ein sehr hoher Wertansatz (Kurswert bzw. Stuttgar-
ter Verfahren beim Anteilseigner im Gegensatz zum Einheits-
wert beim Grundvermdégen). Hinzu kommen Gewerbeertrag-
und Gewerbekapitalsteuer.

12. Die Diskriminierung des Eigenkapitals hat niedrige
Eigenkapitalguoten zur Folge. Man hort oft die Vermu-
tung, geringe Renditen seien am Eigenkapitalmangel schuld.
Das ist ein wichtiger Faktor. Aber auch bei sehr hohen Ge-
winnen ware Minimierung des Eigenkapitals die steuergin-
stigste Strategie. In den 50er und 60er Jahren fielen die Ei-
genkapitalquoten zeitweise noch schneller als in den 70er
und 80er Jahren. Eigenkapitalmangel bedeutet aber In-
vestitionsschwache. Viele Unternehmen haben ihre Ver-
schuldungsgrenze erreicht; andere sind nicht mehr bereit,
zusétzlich Schulden zu machen. Seit Mitte der 70er Jahre in-
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vestieren die Unternehmen nicht viel mehr als die Abschrei-
bungsgegenwerte und die — geringeren — einbehaltenen
Gewinne. In den 50er und 60er Jahren wurden Investitionen
weit iber die eigenerwirtschafteten Mittel hinaus mit Fremd-
kapital finanziert. Heute finden sich kaum noch Investitions-
moglichkeiten, die die hohen Kosten des Eigenkapitals tra-
gen. Die Fahigkeit oder Bereitschaft zu weiterer Verschul-
dung ist weitgehend erschopft. Die Unternehmen sind im-
mer weniger in der Lage, Risiken zu tibernehmen. Innerhalb
der Unternehmen werden verhéaltnisméaf3ig sichere Investitio-
nen und liquide Mittel den riskanten, aber produktiven Inve-
stitionen vorgezogen. Darunter leiden besonders Investitio-
nen in Forschung und Entwicklung. SchlieRlich steigt natur-
gemafd mit sinkendem Eigenkapital die Zahl der Insolvenzen.

13. Die Diskriminierung der Vermogensbildung im
Steuersystem koénnte dadurch beseitigt werden, dall
man entweder ersparte Einkommensteile von Steuern be-
freit und deren Ertrage besteuert, oder umgekehrt, die Er-
sparnis besteuert und die Ertrage befreit. Technisch bedeutet
das eine laufende Besteuerung nur des Konsums (Konsum-
steuer) und des Vermdgens nach dem Tode (Reinvermo-
genszuwachssteuer). Das wdre eine vollige Umgestaltung
des Systems der direkten Steuern, also eine
,,Grof3e Steuerreform”. Ein Teil der Diskriminierung laRt sich
im Rahmen des gegebenen Systems abbauen, wobei zwei
Wege praktikabel sind: entweder werden Ersparnisse im
Rahmen der Sonderausgaben abzugsféhig oder es wird ein
Freibetrag filir Vermdgensertrége eingefiihrt.

Es wird vorgeschlagen, einen Freibetrag fiir Vermogen-
sertrage von 5.000 DM zu gewahren und gleichzeitig
Vermogensertrage vollstandiger zu erfassen. Das kann
durch eine Quellensteuer auf Geldvermdgensertrage (25%
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Kapitalertragsteuer) geschehen oder aber dadurch, daf3 Zins-
zahlungen den Finanzdmtern in groRerem Umfang mitgeteilt
werden. Da Geldvermdgensertrdge dem Fiskus bisher in der
Uberwiegenden Zahl der Falle verschwiegen wurden, sollte
eine solche Steuerrechtsdnderung mit einer Amnestie fiir
Rechtsfolgen friiheren Verschweigens dieser Einkiinfte ein-
hergehen.

14. Das Eigenkapital von Unternehmen solite nicht
hoéher als andere Vermdgensanlagen besteuert wer-
den. Zur Minderung der besonders gravierenden Verzerrun-
gen wird vorgeschlagen:

— Die Doppelbesteuerung bei der Vermogensteuer
wird dadurch beseitigt, da? die Vermdgensteuer von
Kapitalgesellschaften entféllt. AuRerdem sollten Beteili-
gungswerte beim Anteilseigner zum Bilanzkurs statt nach
dem Stuttgarter Verfahren bzw. dem Kurswert angesetzt
werden.

— Die Gewerbesteuer wird abgeschafft. An ihre Stelle
tritt eine Steuer auf die Wertschopfung in der Gemeinde.
Sie erfal3t also nicht nur Gewerbebetriebe, sondern jede
Wertschdpfung (also auch z.B. Arzte, Notare, Behdrden
anderer Gebietskorperschaften in der Gemeinde). Im Ge-
gensatz zur Umsatzsteuer — deren Bemessungsbasis
ebenfalls die Wertschopfung ist — kann diese Steuer we-
der dem Abnehmer weiter berechnet werden noch findet
ein Ausgleich beim Export oder Import statt. Der Steuer-
ertrag solite voll der Gemeinde zuflief3en, ihr Hebesatz
von der Gemeinde festgelegt werden. Gleichzeitig solite
von der Ermachtigung des Art. 106 Grundgesetz zur Ein-
fihrung einer Gemeinde-Einkommensteuer Ge-
brauch gemacht werden. Die Hebeséatze von Wertschop-
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fungssteuer, Gemeinde-Einkommensteuer und Grund-
steuer sollten gekoppelt werden.

Die vollstandigere Erfassung der Ertrdge von Geldvermo-
gen (vgl. Tz 13) bringt Uiberdies eine gleichméaRigere steuerli-
che Erfassung von Zinsen einerseits und Gewinnen anderer-
seits mit sich. Dadurch wird ein wichtiger Grund dafiir besei-
tigt, dald Geldvermdgen dem Beteiligungsvermdgen vorge-
zogen wird.

15. Es ware zweckmafig, die MaRnahmen zur Forderung
der Eigenkapitalfinanzierung (und damit zur Férderung von
Investitionen in der Wirtschaft) um MaRnahmen zur Erleich-
terung des Strukturwandels zu ergénzen. Strukturwandel
bedeutet immer Portefeuille-Umschichtung — sei es die Ver-
dulRerung von Gegenstanden im Betriebsvermdgen und
Wiederanlage des Erloses, sei es die Griindung neuer oder
die Umgriindung alter Unternehmen, sei es die Aufnahme
von Eigenkapital am Markt. Viele Unternehmen haben er-
hebliche Bestdnde an Grundvermdgen und Beteiligungen,
wiirden aber besser ihren Bestand an Maschinen und Anla-
gen erneuern. Der 8 6b des Einkommensteuergesetzes erflillt
diese ihm zugedachte Funktion nur unvollkkommen. Er ist in
vielen Féllen unattraktiv (der 8 6b EStG bedeutet lediglich ei-
ne verzinsliche Steuerstundung!), in anderen nicht anwend-
bar. Er sollte gleichwohl beibehalten werden. Zusatzlich wird
eine auf drei Jahre befristete Kapitalgewinnsteuer auf
realisierte Kapitalgewinne im Betriebsvermégen (Grund-
stiicke, Beteiligungen) anstelle der Einkommen- bzw.
Korperschaftsteuer vorgeschlagen. Diese Steuer bedeutet
eine definitive Steuerermafigung fir Gewinne am ruhenden
Vermdgen. Sie wird vermutlich in erheblichem MaRe zur
Realisierung steuerlich stiller Reserven fihren.
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Die Portefeuille-Umschichtung wird aufderdem durch alle
Steuern behindert, die nicht an Einkommen, Wertschépfung
oder Verbrauch, sondern lediglich am Eigentumsiibergang
ansetzen. Die Gesellschaftsteuer erschwert die Beteiligungs-
finanzierung. Die Bodrsenumsatzsteuer belastet die Porte-
feuille-Umschichtung (iber die Boérse. Die Grunderwerbsteuer
behindert den Grundstiicksverkehr und die Umwandlung
von Unternehmen und mindert dadurch auch die Mobilitat
von Personen. Die Gesellschaftsteuer, die Grunderwerb-
steuer, die Borsenumsatzsteuer und der Wechselstem-
pel soliten deshalb abgeschafft werden.

Die Umwandlung in oder die Griindung von Aktiengesell-
schaften und ihre Finanzierung am Markt werden durch
die unterschiedliche Bewertung von Beteiligungstiteln fiir die
Vermdgensteuer (nach dem Stuttgarter Verfahren ergibt sich
in der Regel ein niedrigerer Wert als der Kurswert bei Bérsen-
notierung) und durch die nur begrenzte Absetzbarkeit von
Emissionskosten und von Aufsichtsratstantiemen im Rah-
men der Korperschaftsteuer behindert. Deshalb wird vorge-
schlagen:

— Fur die Vermogensteuer werden alle Beteiligungen
beim Anteilseigner zum Bilanzkurs (= anteiliges Ei-
genkapital) bewertet;

— Emissionskosten und Aufsichtsratstantiemen wer-
den in voller Hohe als absetzbare Betriebskosten bei
der Korperschaftsteuer anerkannt.

Die Ausschiittung wird gegeniiber der Einbehaltung von
Gewinnen aulderdem in den Féllen diskriminiert, in denen die
Gewinne von Auslandstochtern nach den Doppelbesteu-
erungsabkommen im Inland steuerfrei vereinnahmt werden,
im Falle der Ausschiittung aber erneut der inlandischen Be-
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steuerung unterliegen. Es wird deshalb vorgeschlagen, die
Weiterleitung solcher Gewinne an den Aktionar eben-
falls von der Steuer zu befreien.

Die Summe dieser (in Tz 13 - 15) vorgeschlagenen Mal3-
nahmen macht die Rechtsform der Aktiengesellschaft und
die Beteiligungsfinanzierung auch fiir kleinere und mittlere
Unternehmen, die Vermdgensanlage in Beteiligungswerten
auch fiir kleinere Anleger attraktiv. Im giinstigsten Falle wére
ein Boom von Unternehmensneu- und -umgriindungen
moglich bei starker Erhéhung der Eigenkapitalquoten und
der Nettoinvestitionen. Wenn nur ein Viertel der vorhande-
nen Geldvermdgensbestdnde in Eigenkapital umgewandelt
wiirde, dann stiege die durchschnittliche Eigenkapitalquote
von heute rd. 20% auf rd. 50%.

16. Eine (teilweise) Umschichtung des knappen verfiig-
baren Kapitals aus dem Wohnungsbau in die Wirtschaft
I&Rt sich aus fiskalischen Griinden nicht allein durch steuer-
liche Entlastung von Unternehmensinvestitionen erreichen.
Es wird nétig sein, auch die Férderung des Wohnungsbaus
vorsichtig zu vermindern. Dazu wird vorgeschlagen:

— Privaten Bauherren und Wohnungseigentiimern wird eine
Option zwischen einem ,,Konsumgutmodell” und einem
,,Investitionsmodell” eingerdumt. Beim Konsumgut-
modell sind Schuldzinsen nicht abzugsfahig, es konnen
steuerlich keine Abschreibungen geltend gemacht wer-
den, es wird kein Mietwert als steuerpflichtiges Einkom-
men angesetzt und der Verdul3erungsgewinn bleibt steu-
erfrei. Beim Investitionsgutmodell sind Schuldzinsen
voll abzugsféhig, das Objekt kann steuerlich abgeschrie-
ben werden, der Mietwert wird als Einkunft angesetzt



und der Verauf3erungsgewinn ( = Nettoverdul3erungserlos
minus um Abschreibungen verminderte Anschaffungsko-
sten) wird einer Kapitalgewinnsteuer von 25% unterwor-
fen. Dabei solite die Ubertragung von Wertzuwachsen
auf andere Objekte steuerfrei bleiben (roll-over analog
zum 8 6 EStG). Da es nicht Zweck der MalRnahme sein
kann, historisch entstandene Kapitalgewinne nachtréaglich
zu besteuern, sollte fir Wohnungsvermdégen im Bestand
eine marktnahe Anschaffungswertfiktion (z.B. ein Mehr-
faches des Einheitswerts) angesetzt werden. Der An-
schaffungswert bzw. die Anschaffungswertfiktion ist
gleichzeitig der maf3gebliche Wertansatz fir die Vermo-
gensteuer. Damit wiirden die Wertansétze fir die Vermo-
gensteuer vereinheitlicht (d.h. Beteiligungsvermégen und
Geldvermaogen gleichgestellt). Das mindert die Attraktivi-
tat des Wohnungsbaus etwas, wenngleich auch diese
Regelung den Wohnungsbau steuerlich noch erheblich
glinstiger stellt als industrielle Investitionen.

Das Gesetz liber die Gemeinniitzigkeit im Wohnungs-
bau wird mit einer Ankiindigungsfrist von drei Jahren
aufgehoben. Dabei muR? auRerdem gesetzlich festgelegt
werden, dafd Ausschiittungen an die Trager méglich sind
~und daB bei der Auflésung gemeinniitziger Wohnungs-
baugesellschaften das Vermogen den Tragern (also nicht-
gemeinniitzigen Zwecken) zuflielRt. Die zeitlich befristete
Kapitalgewinnsteuer sollte sofort auch fiir gemeinnlitzige
Wohnungsbaugeselischaften gelten. Das Wohnungsge-
meinnitzigkeitsgesetz  erfiillt seinen urspriinglichen
Zweck ohnehin nicht mehr. Die MalRnahmekombination
wiirde bewirken, dal sich ein starker Anstol3 zur Privati-
sierung von Wohnungen sowohl aus dem Betriebsvermo-
gen der Unternehmen als auch von gemeinniitzigen
Wohnungsbaugesellschaften ergébe. Unter dem derzeiti-
gen Mietrecht kommen die Mieter am ehesten als Kaufer
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infrage. Die Gesellschaften werden ihnen also die Woh-
nungen zu glinstigen Preisen anbieten. Den Gesellschaf-
ten flieRen dadurch erhebliche Mittel zu, die sie entweder
wieder im Wohnungsbau oder — wie bei Wohnungsbau-
tochtern von Unternehmen — in industriellen Investitio-
nen anlegen oder an ihre Trager (z.B. Unternehmen, Ge-
meinden, Kirchen) ausschiitten. Insgesamt ist mit einer
merklichen Erhhung der Eigentumsquote wie auch mit
einem Anstol3 zu Investitionen zu rechnen.

— Die Grundsteuerbefreiung im steuerlich geférderten
Wohnungsbau wird aufgehoben, um den Gemeinden
einen grofReren Anreiz zur BaulanderschlieBung zu bie-
ten.

17. Die steuerliche Bevorzugung vieler 6ffentlicher Betriebe
(insbesondere der Regie- und Eigenbetriebe der Gemeinden)
flhrt standig zu Fehlentscheidungen. Gemeinden und ande-
ren Gffentlichen Korperschaften erscheint es billiger, eine
Wirtschaftstétigkeit selbst durchzufiihren, als Leistungen am
Markt zu kaufen. Die Verbiligung kommt aber nur dadurch
zustande, dal3 sie — im Gegensatz zum Privatunternehmer
— keine Steuer zahlen. Der ,,Ersparnis” stehen Minderein-
nahmen anderer 6ffentlicher Korperschaften gegeniber. Es
wird deshalb vorgeschlagen, die Umsatzsteuer auf bisher
steuerfreie 6ffentliche Wirtschaftstitigkeit auszudeh-
nen.

18. Es wird deutlich, daf3 die Einzelmal3nahmen in einem in-
neren systematischen Zusammenhang stehen. Wirtschaft-



lich geordnet besteht die , Kleine Steuerreform” in einem
Vermoégensbildungsprogramm,  einem  Investitionspro-
gramm, einem Programm zur Erleichterung des Struktur-
wandels und einer Gemeindefinanzreform.

Das Vermogensbildungsprogramm enthélt sowohl An-
reize zur Ersparnis als auch zur Anlage in Produktivvermo-
gen:

— Der Steuerfreibetrag fiir Kapitalertrdge von 5.000 DM be-
glnstigt das Sparen stérker als die Sparforderungsgeset-
ze. Der Steuerfreibetrag beglinstigt die definitive An-
sammlung von Vermogen. Die Sparforderungsgesetze da-
gegen fordern nur das zeitweilige Einbringen von Vermo-
gen in privilegierte Formen. Die Form des Freibetrags
sorgt auch dafiir, dal3 die Inhaber kleiner Vermégen rela-
tiv stérker begtinstigt werden als die grof3er Vermogen.

— Die Umwandlung der Gewerbesteuer in eine Wertschop-
fungssteuer beseitigt ein prohibitives Hindernis fir eine
echte Beteiligung der Arbeitnehmer am arbeitgebenden
Unternehmen in der Form einer Personengeselischaft.
Die Loéhne werden nach heutigem Recht zusétzlich ge-
werbeertragsteuerpflichtig.

— Die Abschaffung des Gesetzes lber die Gemeinnutzigkeit
im Wohnungsbau und die befristete Kapitalgewinn-
steuer geben einen starken Anstof3 zur Privatisierung von
Wohnungsvermégen zu glinstigen Preisen.

— Die MaRRnahmen zur Erleichterung der Eigenkapitalfinan-
zierung machen gleichzeitig das Produktivvermdgen at-
traktiver. Unter vermdgenspolitischen Gesichtspunkten
ist es wichtig, dal die Eigenkapitalfinanzierung tiber den
Markt erfolgt und daR Gewinne ausgeschiittet werden
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(Schitt-aus-hol-zuriick-Verfahren). Dem dient einerseits der
Freibetrag fur Vermdégensertrage: Gesellschaft und Anteil-
seigner zusammen werden geringer besteuert, wenn die Ge-
sellschaft ausschiittet, als wenn sie einbehélt. Zum anderen
werden alle Vorschriften, die die Ausschiittung gegeniber
der Einbehaltung von Gewinnen diskriminieren, beseitigt
(Abzugsfahigkeit von Emissionskosten, Gesellschaftsteuer,
Weiterleitung im Inland steuerfreier Auslandsgewinne an den
Aktionar).

Das Investitionsprogramm enthélt als Schwerpunkt ei-
ne Entlastung der Eigenkapitalfinanzierung. Das Ziel hoherer
Eigenkapitalquoten ist quantitativ ausreichend nur in Form
der Beteiligungsfinanzierung zu erreichen. Wenn das Investi-
tionsforderungsprogramm nicht im Gegensatz zum Vermé-
gensbildungsprogramm stehen soll, wenn man also viele
kleine Aktionare gewinnen will, dann muR die Eigenkapitalfi-
nanzierung am Markt erfolgen. Denkt man statisch, dann
mag man in der Entlastung besonders der Aktiengesellschaft
eine Bevorzugung von GroBunternehmen sehen. In dynami-
scher Betrachtung ist das Ergebnis gerade umgekehrt: Die
Form der Aktiengesellschaft und die Finanzierung am (loka-
len) Markt wird selbst fir Kleinunternehmen geéffnet
(" Skilift-AG"’). Deshalb sind scheinbar nebensachliche Vor-
schldage wie die Absetzbarkeit von Aufsichtsratstantiemen
und Emissionskosten wichtig. Der Férderung von Investitio-
nen in der Wirtschaft dient aber auch der Abbau von Vergtin-
stigungen im Wohnungsbau (Kapitalumlenkung). Der Eigen-
kapitalfinanzierung dient auch die vollstandigere steuerliche
Erfassung von Geldvermdgensertragen.

Das Programm zur Erleichterung des Strukturwan-
dels besteht in einer dauerhaften Erh6hung der Kapitalmobi-
litdt in Form der Abschaffung aller Steuern auf den reinen
Kapitalverkehr. Damit wird in diesem Bereich fortgesetzt,
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was im Bereich des Warenverkehrs mit. der Umsatzsteuerre-
form begonnen wurde. Hinzu kommt eine einmalige Mobili-
sierung eingefrorener Vermogensgegenstande durch die be-
fristete Kapitalgewinnsteuer (,,Sabbatjahr", wie schon friher
mit dem 3. DM-Bilanz-Ergdnzungsgesetz praktiziert). Das
Programm zur Erleichterung des Strukturwandels ist seiner-
seits ein Investitionsforderungsprogramm.

Die Gemeindefinanzreform ergibt sich aus den Wirt-
schaftsférderungsprogrammen, vergréert aber andererseits
die Gemeindefinanzautonomie und die Stabilitdt der Ge-
meindefinanzen. Die heutige Gewerbesteuer allein bedeutet
eine so starke Diskriminierung des Eigenkapitals, daf3 alle an-
deren Entlastungen vergeblich waren, wiirde die Gewerbe-
steuer nicht reformiert. Durch die viel breitere Bemessungs-
basis ,,Wertschopfung” wird nicht nur die Diskriminierung
beseitigt, es werden gleichzeitig die Gemeindefinanzen stabi-
lisiert. Hinzu kommt die Aufhebung von Grundsteuerbefrei-
ungen gleichzeitig als Anreiz zur BaulanderschlieBung (und
Verbilligung von Bauland) und zur Stérkung der Gemeindefi-
nanzen. Die Umsatzbesteuerung von Wirtschaftstéatigkeiten
ist ein Anreiz, sich von den Leistungen zu trennen, die am
Markt billiger erbracht werden koénnen. Die Gemeinde-
Einkommensteuer ist die Ergdnzung der Wertschdpfungs-
steuer. Kdnnten die Gemeinden lediglich die Hebesatze der
Wertschopfungssteuer bestimmen, so ware die Versuchung

.grof3, einseitig die Unternehmen zu belasten. Rationales Fi-
nanzgebaren ist nur zu erwarten, wenn die Gemeinden den
Nutzen offentlicher Ausgaben abwégen miissen gegen die
Opfer, die sie den Biirgern auferlegen. Das brauchen sie
heute nicht. Der Einkommensteueranteil flieRt ihnen bisher
automatisch zu. Ebenso brauchen die Schlissel- und Zweck-
zuweisungen politisch nicht als Lasten kalkuliert zu werden.

Durch den Wegfall der Gewerbesteuerumlage wiirde die Fi-
nanzausstattung der Gemeinden verbessert. Entsprechend
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kénnen staatliche Zuweisungen entfallen. Die Gemeinden

- massen dann (fast) alles, was sie ausgeben wollen, auch von
ihren eigenen Blrgern als Steuern erheben. Daraus ergibt
sich ein starkerer Zwang zu sparsamer Mittelverwendung als
heute.
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lll. Fiskalische und steuertechnische Erwsgungen

19. Seit 1969 bewegt sich die Steuerlastquote um 24%.
Dabei sind samtliche Steuersdtze teilweise scharf ange-
hoben worden. Fast alle Verbrauchssteuern (Mineralol-,
Tabak-, Branntweinsteuer u.a.) und die Umsatzsteuer wur-
den mehrmals und drastisch erhéht. Die durchschnittlichen
Gewerbesteuerhebesdtze dirften um rd. 1/3 angehoben
worden sein. Die Lohnsteuerlastquote hat sich gegeniiber
1965 etwa verdoppelt. Das liegt teilweise an der Progression
des Einkommensteuertarifs und hoheren Realeinkommen,
teilweise an der inflatorischen Aufblahung dieser Einkommen
(, kalte Steuerprogression”). Bei Kapitaleinkiinften — ein-
schlieBlich Gewinnen — tritt ein weiterer Effekt hinzu. Es
entstehen durch die Inflation steuerpflichtige Scheineinkom-
men. Ein Sparer, der bei 5% Inflation 5% Zins erhélt, hat
Uberhaupt kein reales Einkommen. Er hat aber ein nominales
steuerpflichtiges Einkommen. Einkommen- und Vermégen-
steuer miissen aus der Substanz gezahlt werden. In den letz-
ten beiden Jahren diirften die realen Steuersatze auf die rea-
len Gewinne im Durchschnitt nahe bei 100% gelegen haben.

Die merkwiirdige Erscheinung, daR® nahezu sadmtliche
Steuersdtze angehoben wurden und die Steuerlastquote
gleich gebliebenist, beruht auf der Nichtneutralitét des Steuer-
systems. Wirtschaftsaktivitdten werden aus hochbesteuerten
in niedrigbesteuerte Bereiche abgedrangt. Die Steuerpolitik
ist der Versuchung erlegen, kurzfristig das Steueraufkom-
men durch héhere Steuersétze zu vermehren, hat sich dabei
aber langfristig immer mehr der eigenen Steuerbasen be-
raubt.

20. In den USA hat man die Steuern gesenkt und die Ab-
schreibungen drastisch erhéht, um damit die Wirtschaft zu
beleben. Die Steuersenkungen sollten sich gewisser-
malden dadurch selbst finanzieren, dafd sie die Wirtschaft an-
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kurbeln und so die Steuerquellen starker sprudeln lassen.
Das ist fiskalisch eine riskante Strategie (die allerdings noch
nicht gescheitert ist, sondern ihre Bewahrungsprobe noch
vor sich hat). In Deutschland ist man in der Vergangenheit
stets in den entgegengesetzten Fehler verfallen. Man ist bei
Schatzungen der Wirkung von Steueridnderungen in der Re-
gel davon ausgegangen, dal sie die Wirtschaftsaktivitdt un-
beeinfluBt lassen. Diese Strategie ist fiskalisch auch nicht
weniger riskant als die amerikanische — nur zeigen sich im
amerikanischen Fall die Gefahren kurzfristig und die Erfolge
erst langfristig. Der Sinn vernlinftiger Steuerreformen ist ge-
rade die Belebung der Wirtschaftsaktivitdt. Man kann also
bei Aufkommenschatzungen nicht so tun, als ob dieser
Zweck von vornherein verfehlt wiirde. Die Wirkung, die von
einer Belebung der Aktivitat und einer Verschiebung der
Strukturen ausgeht, ist viel schwerer zu schatzen als die
kurzfristige Wirkung. Anders ausgedriickt: jede Steuerpoli-
tik, selbst die Beibehaltung aller bisherigen Steuern, ist mit
Risiken behaftet. Gerade die Politik, die als risikolos galt, hat
sich in der Vergangenheit als das groRere Risiko erwiesen.

21. Kurzfristig — also bei gegebenen Bemessungsba-
sen — kann man fiskalisch etwa von folgenden Annah-
men ausgehen:

— Die befristete Kapitalgewinnsteuer sollte fir den Zeit-
raum ihrer Giiltigkeit zu erheblichen Mehreinnahmen fiih-
ren. Sie kénnten in der GréRenordnung von 12 Mrd DM
insgesamt, d.h. rd. 4 Mrd. DM pro Jahr liegen. Dagegen
wird die unbefristete Kapitalgewinnsteuer in dieser Zeit
nur geringe Ertrage bringen, wenn man eine marktpreis-
nahe Anschaffungswertfiktion fir Gebdude im Bestand
wihlt.
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— Die Ertrage aus einer Quellenbesteuerung von Geldver-
mdgen oder einer dquivalenten steuertechnischen Maf3-
nahme diirften etwa die EinbuRen aus der Einflihrung des
Freibetrages fiir Vermdégenseinkiinfte kompensieren.

— Bei der — problematischen — Vermogensteuer ist eher
mit Mehrertrdgen zu rechnen, weil die hohere Bewertung
von Grundvermaogen starker zu Buche schldgt als die Ab-
schaffung der Doppelbesteuerung und die niedrigere Be-
wertung von Betriebsvermogen.

— Der Wedgfall der Kapitalverkehrssteuern diirfte den Fiskus
rd. 1,5 Mrd. DM pro Jahr kosten.

— Bei der Umsatzsteuer handelt es sich um eine Umvertei-
lung zwischen 6ffentlichen Kassen.

— Die Anderung der Gewerbesteuer solite aufkommens-
neutral erfolgen. Das wiirde einen Steuersatz von 2 bis
3% der Wertschopfung bedeuten. In derselben GroRen-
ordnung lage der Satz der Gemeinde-Einkommensteuer,
wobei der Tarif der allgemeinen Einkommensteuer ent-
sprechend zu senken ware, die Zuweisungen an Gemein-
den entsprechend zu kiirzen wéren.

— Die Abschaffung der Steuerprivilegien gemeinniitziger
Wohnungsbaugesellschaften wiirde rd. 0,5 Mrd. DM pro
Jahr erbringen.

Insgesamt dirften in den ersten Jahren Steuermehrein-
nahmen um 2 Mrd. DM pro Jahr anfallen. Diese Mehrein-
nahmen beruhen aber auf einer Steuerbegiinstigung,
der befristeten  Kapitalgewinnsteuer  anstelle  von
Einkommen- oder Korperschaftsteuer.
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22. Auf mittlere Sicht sieht die Rechnung fir den Fiskus
viel glinstiger aus. Zwar fallen die Ertrage aus der befriste-
ten Kapitalgewinnsteuer weg. Demgegeniiber wird die unbe-
fristete Kapitalgewinnsteuer im Laufe der Zeit ertragreich.
Hinzu kommt, dal® die Verdrdangung von Aktivitdten und
Ressourcen aus hoch- in niedrigbesteuerte Bereiche teilweise
riickgangig gemacht wird. Die Strukturverschiebung fihrt
ihrerseits zu Steuermehrertragen. Auf mittlere Sicht ergibt
sich daraus Raum fiir die Senkung der Séatze der direkten
Steuern.

23. Die hier vorgeschlagenen MaRBnahmen sind entwe-
der technisch einfach oder aber so weit vorbereitet,
dafd sie schnell verwirklicht werden kénnen:

— Bei der Kapitalgewinnsteuer sind die Vermodgensgegen-
stdnde abzugrenzen,auf die sie angewandt werden soll
(z.B. Grundvermogen und Beteiligungen). Weiter muf3
man fiir Wohngebaude im Bestand einen Anschaffungs-
wert fingieren. Hier sollte eine einfache und robuste Lo-
sung wie z.B. ein Vielfaches des Einheitswertes gewahit
werden. SchlieBlich taucht bei der Kapitalgewinnsteuer
bei Kapitalgesellschaften das Problem auf, dal3 bei Teil-
ausschiittung von Gewinnen eine Fiktion darliber nétig
wird, welcher Gewinn — Kapitalgewinn oder regularer
Gewinn — ausgeschiittet wurde. Hier sollite angenom-
men werden, dal® einbehaltener Gewinn zuerst aus Kapi-
talgewinn besteht. Bei Vollausschlittung sollte der Anteils-
eigner in den Genuf des niedrigeren Kapitalgewinnsteuer-
satzes kommen. Dasselbe Problem besteht bei der Wei-
terleitung im Inland steuerfreier Gewinne von Auslands-
tochtern deutscher Gesellschaften an den Aktionar.



— Zur Wertschopfungssteuer gibt es griindliche Vorarbei-
ten. Insbesondere in das Gutachten des Wissenschaftli-
chen Beirats beim Bundesfinanzministerium sind die Er-
gebnisse friiherer Arbeiten (Eberhard-Kommission) einge-
flossen.

— Die Anderung der Bewertung fiir die Vermdgensteuer ist
einfach, weil die betreffenden Werte ohnehin vorliegen.
Bei Aktien miBte lediglich vorgesehen werden, dafd
Steuerkurse veroffentlicht werden. »

— Bei Anderung der Umsatzsteuer muR die ,,wirtschaftliche
Tatigkeit” definiert werden. Das kann nur durch eine Er-
machtigung an die Bundesregierung geschehen, diese
Tatigkeiten durch Rechtsverordnung zu bestimmen.

Samtliche anderen MalRnahmen sind technisch unproble-
matisch.

31









ISBN 3-89015-001-2



	<<< Übersicht

